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Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts
Problem
Das „Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts“ (BGBl. I S. 2787 und Anlage 1) wurde am 28. Juli 2017 im Bundesgesetzblatt verkündet und tritt zum 1. Oktober 2017 in Kraft.
Die Anpassungen an den Datenübermittlungen der Standesämter aufgrund dieses Gesetzes müssen durchgeführt werden. 
Lösung
Die Mitteilungspflichten einer Eheschließung zwischen Personen gleichen Geschlechts entsprechen denen einer Eheschließung zwischen Personen unterschiedlichen Geschlechts, sodass die Prozesse und Mitteilungen in der Regel für beide Arten einer Eheschließung genutzt werden. 
Abweichend davon wurde
1. für die Mitteilung über die Umwandlung einer bestehenden Lebenspartnerschaft  in eine Ehe (§ 17a PStG) an den Eintrag der Lebenspartnerschaft die neue Nachricht 012035 definiert. 
2. auf Wunsch der Meldebehörden in die Mitteilung über eine Eheschließung an die Meldebehörde (032010) ein Kindelement aufgenommen, mit dem der Meldebehörde in Fällen einer Eheschließung nach § 17a PStG Informationen über die bestehende Lebenspartnerschaft mitgeteilt werden können. 
3. auf Wunsch der Statistik in die Mitteilung über eine Geburt (051010) die Information aufgenommen, ob es sich bei dem Kind um ein Kind miteinander verheirateter Mütter handelt. 

Neben den sich unmittelbar aus der Ehe für alle ergebenden Maßnahmen wurden außerdem
1. standard-weit die geschlechtsspezifischen Rollenbezeichnungen entfernt und durch generische, technische Bezeichner ersetzt. An einigen Stellen musste daraufhin das vorher in der Elementbezeichnung implizit enthaltene Geschlecht explizit als zusätzliches Kindelement aufgenommen werden (z. B. 052010). Die Anpassungen wurden mit den betroffenen Datenempfängern abgestimmt.
2. Nachrichten für die Datenübermittlung zwischen den Standesämtern dahingehen überarbeitet, dass die Kindelemente durchgehend aus Sicht des Senders der Nachrichte benannt und dokumentiert sind. 
3. [bookmark: _GoBack]Die Nachrichten über Lebenspartnerschaften an die Statistik entfernt.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Das „Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts“ (BGBl. I S. 2787 und Anlage 1) wurde am 28. Juli 2017 im Bundesgesetzblatt verkündet und tritt zum 1. Oktober 2017 in Kraft.
In Abstimmung mit den Bundesländern hat das BMI V II 1 am 28. Juli Anwendungshinweise zur Umsetzung des o. g. Gesetzes veröffentlicht (Anlage 2). 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Das „Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts“ muss in XPersonenstand umgesetzt werden. 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-08-15
Im Interesse der schnellstmöglichen und sorgfältigen Umsetzung des Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts im Fachmodul des Personenstandswesens hat die KoSIT den Änderungsbeirat für das Fachmodul des Personenstands im Umlauf um folgende Beschlussfassung gebeten: 
1. Der Änderungsbeirat bittet das Expertengremium die Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts im Mitteilungsverkehr der Standesämter unverzüglich umzusetzen. Die dafür erforderlichen Anpassungen sollen in der Version 1.7.3 von XPersonenstand veröffentlicht werden. 
2. Der Änderungsbeirat bittet das Expertengremium zu prüfen, ob über Handlungsanweisungen die Übermittlung gleichgeschlechtlicher Eheschließungen und Umwandlungen nach § 17a PStG mittels XPersonenstand vor dem 1. November 2018 ermöglicht werden kann. 
3. Der Änderungsbeirat nimmt zur Kenntnis, dass zugunsten der Übermittlung gleichgeschlechtlicher Ehen die für 2017 geplanten Arbeiten an den Änderungsanträgen zur Kommunikation mit dem Jugendamt (125/2016) und mit der Finanzbehörde  (14/2016) zurückgestellt werden.
4. Der Änderungsbeirat beschließt, die Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts nicht mehr in XPersonenstandsregister Version 1.10 (Veröffentlichung 31. Januar 2018; Wirksamkeit 1. November 2018) umzusetzen. Eine abschließende Arbeitsplanung erfolgt in der Sitzung des Änderungsbeirats im Januar 2018.
Die Entscheidung des Änderungsbeirats wird voraussichtlich am 29. August getroffen werden. Die Details des Umlaufbeschlusses liegen dem Änderungsantrag in Anlage 3 bei. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-08-24
Die KoSIT schlägt die folgenden Anpassungen an den Mitteilungen aus einem oder an ein Eheregister vor. 
Im Zuge der Bearbeitung dieses Änderungsantrags sollte auch entschieden werden, ob der Mitteilungsverkehr aus dem Geburtenregister überarbeitet werden sollte, weil die Eltern eines Kindes ebenfalls gleichgeschlechtlich sein könnten. 

Kapitel 3 (StA2StA)
· 012021 (Kap. 3.6.2.2):
a) Die Kindelemente nameVater und nameMutter müssen neutralisiert und um das Geschlecht erweitert werden, wenn es durch eine gleichgeschlechtliche Ehe nun möglich ist, dass Personen gleichen Geschlechts als Eltern des Kindes im Geburtsregister eingetragen werden können (dafür wäre auch eine Erweiterung Datenmodell XPSR erforderlich). 
b) Die Inhalte der Codeliste Code.Wahl.Ehename müssen neutralisiert werden. Im Ergebnis sollte in den Mitteilungen zur Ehe dieselbe Codeliste verwendet werden wie in den Mitteilungen zu Lebenspartnerschaften. 
· Kapitel 3.6.3:
a) Die veraltete Anmerkung zur Zuständigkeit für die Begründung von Lebenspartnerschaften sollten gelöscht werden. 
· 012050 (Kap. 3.6.4.1):
a) Die Nachricht muss analog zur Nachricht 012021 angepasst werden.
· 012101 – 012103 (Kap. 11.6.1 – 11.6.3):
a) Die geschlechtsspezifischen Kindelemente müssen neutralisiert werden.
· 016050 (Kap. 3.9.2.3.2)
a) Die Nachricht muss analog zur Nachricht 012021 angepasst werden.
· 017010 (Kap. 3.10.1.1)
a) Die geschlechtsspezifischen Kindelemente müssen neutralisiert werden.
· 017020 (Kap. 3.10.2.1)
a) Die Nachricht kann gelöscht werden. 
Eine Angabe des Geschlechts des betroffenen Ehegatten erscheint für die Identifikation des Ehegatten im Eheeintrag nicht erforderlich. Daher ist keine Anpassung der folgenden Mitteilungen erforderlich:
· 011040 (Kap. 3.5.7.1) 
· 011042 (Kap. 3.5.8.1)
· 011102 (Kap. 11.5.2)
· 012030 (Kap. 3.6.3.1) 
· 012031 (Kap. 3.6.3.2)
· 013030 (Kap. 3.7.2.1) 
· 013102 (Kap 11.7.2)
· 014020 (Kap. 3.8.2.1)
· 016020 (Kap. 3.9.2.2.1)
· 016060 (Kap. 3.9.2.3.3)
Keine Anpassung erforderlich, da die Nachrichten keine Angaben zu den Ehegatten enthalten: 
· 012010 (Kap. 3.6.1.1), 012020 (Kap. 3.6.2.1), 012055 (Kap. 3.6.5.1), 012060 (Kap. 3.6.6.1), 012070 (Kap. 3.6.7.1), 012080 (Kap. 3.6.8.1), 012090 (Kap. 3.6.9.1), 012091 (Ka. 3.6.10.1):
Sofern eine im Ausland begründete Lebenspartnerschaft  weiterhin als Lebenspartnerschaft in einem deutschen Personenstandsregister nachbeurkundet werden kann, muss in der Dokumentation der Nachrichten 013010 (Kap. 3.7.1.1), 013030 (Kap. 3.7.2.1) und 013031 (Kap. 3.7.2.2) klargestellt werden, dass sie nur noch in diesen Fällen zum Einsatz kommen. Ist die Nachbeurkundung zukünftig nur noch als Ehe im Eheregister möglich, können die Nachrichten gelöscht werden. 
Die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe nach §17a PStG: 
Für die Umwandlung sollte eine eigene Nachricht in Kapitel 3 aufgenommen werden. Damit dem Standesamt, das das LP-Register führt, alle nach Ziffer 8 der BMI-Anwendungshinweise (Anlage 2) erforderlichen Information erhält, sollte die Nachricht im Datenumfang der Nachricht 012010 entsprechen.
Bis 1.11.2018 könnte eine Umwandlung mittels der Nachricht 012031 übermittelt werden. Dass es sich um eine Umwandlung (und nicht eine neue Ehe) handelt, müsste dann allerdings übergangsweise in einem der String-Elemente mitgeteilt werden (bspw. in ereignis.zeichen). 
Kapitel 4 (StA2StA1B) und Kapitel 9 (StA1B2StA)
Für die folgenden Nachrichten müssen die geschlechtsspezifischen Kindelemente neutralisiert erweitert werden. Auf die zusätzliche Übermittlung von Angaben zum Geschlecht kann wahrscheinlich verzichtet werden, da in den Datenübermittlungen aus dem Lebenspartnerschaftsregister aktuell kein Geschlecht übermittelt wird: 
· 022010 (Kap. 4.6.1.1) 
· 022020 (Kap. 4.6.2.1)
· 022100 (Kap. 11.6.4)
· 025020 (Kap. 4.9.1.1)
Sofern die Nachbeurkundung von Begründung von Lebenspartnerschaften im Ausland nicht mehr als Lebenspartnerschaft in Deutschland nachbeurkundet werden soll, könnte die Mitteilung 023010 (Kap. 4.7.1.1) gelöscht werden.
Eine Anpassung der Mitteilung 094012 (Kap. 9.4.2.1) erscheint nicht erforderlich, da das Geschlecht nicht für die Identifikation des betroffenen Ehegatten im Eheeintrag benötigt wird. 
Die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe nach §17a PStG: 
Es ist zu klären, ob die Umwandung einer im Ausland begründeten und in einem deutschen Personenstandsregister nachbeurkundeten Lebenspartnerschaft möglich ist und ob dies dann ggf. dem Standesamt I in Berlin mitzuteilen ist. 
These KoSIT: Auch wenn die Umwandlung möglich wäre, ist eine Mitteilung an das StA1B nicht erforderlich, weil für eine Suche in den Verzeichnissen des StA1B nicht erforderlich.

Kapitel 5 (StA2MB)
Für die folgenden Nachrichten müssen die geschlechtsspezifischen Kindelemente neutralisiert werden: 
· 032010 (Kap. 5.6.1.1)
· 032020 (Kap. 5.6.2.1)
· 032030 (Kap. 5.6.3.1)
· 032100 (Kap. 11.6.5)
Sofern die Nachbeurkundung von Begründung von Lebenspartnerschaften im Ausland nicht mehr als Lebenspartnerschaft in Deutschland nachbeurkundet werden soll, könnte die Mitteilung 033010 (Kap. 5.7.1.1) gelöscht werden.
Die Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe nach §17a PStG: 
Im Meldewesen wird derzeit abgestimmt, ob im Melderegister neue Datenfelder geschaffen werden müssen, um bei der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe (§ 17a PStG) das Begründungsdatum der umgewandelten Lebenspartnerschaft im Melderegister zu bewahren. Die Abstimmung soll bis zum 8. September abgeschlossen sein, sodass belastbare Ergebnisse voraussichtlich bis zur September Sitzung der EG XPersonenstand vorliegen. 
Mit Bezug auf die Datenübermittlung zwischen Standesämtern und Meldebehörden hängt von dieser Meldewesen-internen Klärung ab, ob aus der Mitteilung der Standesämter über eine Umwandlung für die Meldebehörde ersichtlich sein muss, dass es sich um eine Umwandlung handelt. Sofern dies nicht erforderlich ist, könnte eine Umwandlung nach § 17a PStG mittels der überarbeiteten Nachricht 032010 – und damit exakt wie eine Eheschließung – mitgeteilt werden.   
Die Möglichkeit einer Übergangslösung bis zum 1.11.2018 sollte nach erfolgter Abstimmung im Meldewesen geprüft werden. 

Kapitel 6 (StA2Stat)
Destatis (Frau Sommer) hat gegenüber der KoSIT den folgenden Anpassungsbedarf für die Version 1.7.3 formuliert. Die dafür erforderliche Anpassung des Bevölkerungsstatistikgesetzes wurde von destatis auf den Weg gebracht und wird voraussichtlich zum 1.11.2018 wirksam werden. 
a) Geschlecht der Ehegatten, bei Eheschließungen. Dieses Merkmal wird benötigt, um die Eheschließungen getrennt nach verschieden- und gleichgeschlechtlichen Paaren nachweisen zu können sowie für die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes nach Familienstand und Geschlecht.
b) Geschlecht des hinterbliebenen Ehegatten, bei Sterbefällen. Dieses Merkmal wird für die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes nach Familienstand und Geschlecht benötigt.
c) Tatsache, dass es sich um ein Kind zweier miteinander verheirateter Frauen handelt, bei Geburten. Dieses Merkmal wird benötigt, damit die Zahl dieser Fälle nachgewiesen werden kann und damit in diesen Fällen Nachfragen des statistischen Amtes zu den Angaben zum Vater vermieden werden.
d) Anzahl der Kinder unbestimmten Geschlechts, bei Mehrlingsgeburten. Hier kann bisher nur die Anzahl der Knaben und die Anzahl der Mädchen übermittelt werden. Bei Mehrlingsgeburten kommen aber auch - und vermutlich sogar häufiger als bei Einzelgeburten - Kinder mit unbestimmtem Geschlecht vor. Damit dieser Sachverhalt zutreffend übermittelt werden kann, ist die Erweiterung erforderlich.
Konkret ergibt sich folgender Anpassungsbedarf an XPersonenstand: 
a) Die Kindelemente ehefrau und ehemann in der Nachricht 052010 müssen neutralisiert und um eine Angabe zum Geschlecht ergänzt werden. 
b) Die Nachricht 054010 muss um Angaben zum Geschlecht (Typ Code.Geschlecht) des hinterbliebenen Ehegatten ergänzt werden. Sofern es einen hinterbliebenen Ehegatten gibt, sollten die Angaben zum Geburtsdatum und zum Geschlecht des Hinterbliebenen Pflichtfelder sein. 
c) Die Nachricht 051010 muss um ein Kindelement elternVerheirateterMuetter vom Typ Boolean ergänzt werden. In dem Feld ist true zu übermitteln, wenn das Kind ein Kind zwei miteinander verheirateter Frauen ist – Angaben zum Vater im Kindelement 051010/vater sind in diesen Fällen nicht zu übermitteln. 
d) In der Nachricht 051010 muss im Element mehrlingsgeburt ein Kindelement anzahlUnbestimmt aufgenommen werden, um die Anzahl der Kinder unbestimmten Geschlechts in einer Mehrlingsgeburt mitteilen zu können. 
e) Die Nachricht 052100 ist wie unter a) beschrieben zu ergänzen.
f) Die Nachricht 054100 ist wie unter b) beschrieben zu ergänzen. 
g) Die Nachricht 051100 ist wie unter c) beschrieben zu ergänzen.
h) Die Nachricht 051100 ist wie unter d) beschrieben zu ergänzen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-08-30
Der Änderungsbeirat hat folgende Beschlüsse gefasst:
1. Der Änderungsbeirat bittet das Expertengremium die Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts im Mitteilungsverkehr der Standesämter unverzüglich umzusetzen. Die dafür erforderlichen Anpassungen sollen in der Version 1.7.3 von XPersonenstand veröffentlicht werden. 
2. Der Änderungsbeirat bittet das Expertengremium zu prüfen, ob über Handlungsanweisungen die Übermittlung gleichgeschlechtlicher Eheschließungen und Um-wandlungen nach § 17a PStG mittels XPersonenstand vor dem 1. November 2018 ermöglicht werden kann. 
3. Der Änderungsbeirat nimmt zur Kenntnis, dass zugunsten der Übermittlung gleich-geschlechtlicher Ehen die für 2017 geplanten Arbeiten an den Änderungsanträgen zur Kommunikation mit dem Jugendamt (125/2016) und mit der Finanzbehörde  (14/2016) zurückgestellt werden.
Dem von der KoSIT vorgeschlagene Beschluss zur Umsetzung der Ehe für alle in XPSR wurde so nicht zugestimmt. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-09-04
Ausgehend von den Rückmeldungen aus dem Umlaufabstimmung im Änderungsbeirat vom 15.08.2017 und den auf dieser Basis geführten bilateralen Gesprächen hat die KoSIT dem Änderungsbeirat folgende alternativen Beschlussvorschläge mit Frist bis zum 8. September vorgelegt: 
4. Der Änderungsbeirat bittet die Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts in XPersonenstandsregister Version 1.10 (Veröffentlichung 31. Januar 2018; Wirksamkeit 1. November 2018) umzusetzen, sofern die erforderlichen Änderungen der Personenstandsverordnung (PStV) zur Umsetzung des Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts rechtzeitig bis Ende 2017 und in ausreichend belastbarer Form feststehen. 
5. Der Änderungsbeirat bittet das Expertengremium zu prüfen, welche zusätzlichen Aufwände den Verfahrensherstellern durch eine neue nicht-abwärtskompatible Version von XPersonenstandsregister entstehen. Das Ergebnis soll im Rahmen der Sitzung des Änderungsbeirats Anfang 2018 für die Arbeitsplanung berücksichtigt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-09-05
In der Abstimmung im Meldewesen scheint sich die Auffassung durchzusetzen, dass im Melderegister beide Datumsangaben (Begründung der LP und Umwandung in Ehe) gespeichert werden müssen. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-09-05
Die Einschätzungen/Thesen der KoSIT vom [2017-08-24] wurden soweit wie möglich mit dem Standesamt I in Berlin (Hr. Eggers) vorabgestimmt. 

These KoSIT: Übermittlung des Geschlechts in 022010, 022020, 022100 und 025020 nicht erforderlich. 
Kommentar StA1B: Meines Erachtens kann auf die Übermittlung des Geschlechts verzichtet werden; unser Fachverfahren sieht entsprechende Datenfelder nicht vor. An sich sollte es für das Fachverfahren kein Problem darstellen, wenn Personen in unterschiedlicher Reihenfolge übermittelt werden. Das müssen wir aber noch einmal eingehend testen, wenn die neue Version von AutiSta ab 01.11.2017 vorliegt.

These KoSIT: Anpassung von 094012 nicht erforderlich, da das Geschlecht nicht für die Identifikation des betroffenen Ehegatten im Eheeintrag benötigt wird. 
Kommentar StA1B: Eine Anpassung der Mitteilung 094012 ist nicht erforderlich.

These KoSIT: Auch wenn die Umwandlung möglich wäre, ist eine Mitteilung an das StA1B nicht erforderlich, weil für eine Suche in den Verzeichnissen des StA1B nicht erforderlich.
Kommentar StA1B: An sich kann die Ehe auch über den Lebenspartnerschaftseintrag ermittelt werden. Ob dieser tatsächlich aufgefunden wird, hängt aber vom Suchverhalten des Nutzers ab. Für das Standesamt I in Berlin wäre es aber auch kein Problem, wenn wir in solchen Fällen die Mitteilung 022010 bzw. 022020 empfangen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-09-11
Der Änderungsbeirat hat den Beschlussvorschlägen Nr. 4 und 5 aus der Bearbeitung vom 4.9.17 zugestimmt. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-09-13
Rechtliche Klarstellungen:
Noch in diesem Jahr soll eine überarbeitete Version der PStV vorliegen. Eine Befassung des Bundestages ist hierfür nicht erforderlich. Anpassungen beziehen sich hauptsächlich auf Abschnitte die die Lebenspartnerschaft betreffen, sowie auf die Gestaltung der Leittexte in den Anlagen.
In einer Sitzung von BMI, BMJ, BDS und VfSt wurden diverse Klarstellungen getroffen, die insbesondere Nachbeurkundungen und Umwandlungen betreffen (siehe 2017-09-06_Vorbereitungspapier.pdf im Anhang).

Neutralisierung von Leittexten, Registerelementen, XPS und XPSR:
Bei der vorzunehmenden Neutralisierung soll darauf geachtet werden, dass Leittexte und die Elementbezeichnungen von XPersonenstand und XPersonenstandsregister möglichst einheitlich gestaltet werden. Ebenso sollen Visualisierung und Registerbezeichnung nicht unterschiedlich sein.
Durch das BMI wird im Zuge der Überarbeitung der PStV ein Vorschlag für die Neutralisierung erarbeitet. Zur Diskussion stehen derzeit insbesondere die Varianten C und D aus dem Vorbereitungspapier (siehe Anhang 2017-09-06_Vorbereitungspapier.pdf).
Die durch die PStV vorgegebene Lösung soll in XPS und XPSR umgesetzt werden. Die entsprechenden Stellen für die Änderungen in XPersonenstand, die sich unmittelbar aus der Ehe für alle ergeben,  wurden durch die KoSIT bereits identifiziert.

Änderungen an XPersonenstand:
Die Änderungsvorschläge der KoSIT für die Kapitel 3-6 aus der Bearbeitung vom 2017-08-24 wurden bestätigt.
Folgendes wurde zusätzlich durch das EG beschlossen:
1. Falls zusätzlich die „Rolle“ einer Person in das Register aufgenommen wird, muss das entsprechende Datenfeld bei jeder Neutralisierung mitgesendet werden.
2. Die Neutralisierung der Codeliste Code.Wahl.Ehename sollte analog zur Codeliste Code.Wahl.LPname und passend zur gewählten Neutralisationsform (z. B. namePerson1, name1, ö. ä.) erfolgen.
3. Zu den Nachrichten 012101-012103 vertritt das EG die Auffassung, dass die Angabe des Geschlechts nicht berichtigt werden muss, da eine Fortschreibung des Geschlechts im Zielregister aufgrund von Nachrichten aus dem Eheregister nicht erfolgt.
4. Durch das BMI wurde klargestellt, dass auch zukünftig die Nachbeurkundung von im Ausland geschlossenen Lebenspartnerschaften im Lebenspartnerschaftsregister erfolgen wird. Damit müssen die Nachrichten 023010 und 033010 erhalten bleiben und die Dokumentation der Nachrichten 013010, 013030 und 013031 angepasst werden.
5. Die Möglichkeiten für die Übermittlung der Umwandlung an das Meldewesen sollen mit den Herstellern erörtert werden. Eine Mitteilung als Eheschließung könnte zu Verlust der Daten zur Lebenspartnerschaft im Melderegister führen.
(Die Erörterung hat zwischenzeitlich stattgefunden und der Verdacht hat sich nicht bestätigt. Eine Mitteilung mittels der 032010 und die sich daran anschließende Behandlung in den EWO-Verfahren führt nicht automatisch zum Verlust von Daten im Melderegister. Es fehlen bislang allerdings verbindliche Vorgaben im Bereich des Meldewesens.)
6. Die Anpassungswünsche der Statistik (Änderungen in Kapitel 6) wurden durch das EG bestätigt.
Das EG ist mehrheitlich der Auffassung, dass auch im Geburtenregister für die Eltern und im Sterberegister für den Hinterbliebenen das Geschlecht zu speichern sein wird.
Die KoSIT prüft, welche XPersonenstand-Nachrichten von der Aufnahme des Geschlechts der Eltern betroffen sind.
Herr Kollmannsberger gibt zu bedenken, dass diese Aktivität nicht vom Auftrag zur Umsetzung der Ehe für alle gedeckt ist.

Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe:
Es wird davon ausgegangen, dass ein Großteil der Umwandlungen bereits vor Produktivstart von XPersonenstand 1.7.3 am 1.11.2018 erfolgt sein wird. 
Zzt. erfolgt die Mitteilung an das Lebenspartnerschaftsregister durch konventionelle Übermittlung der Eheurkunde.
Außerdem ist die Übernahme von Hinweisdaten in den Fließtext des Anlasses der Beurkundung, wie sie derzeit vorgesehen ist, technisch im Fachverfahren nicht vorgesehen.
Das EG beschließt daher, keine elektronische Nachricht für die Umwandlung vorzusehen und die Kommunikation weiterhin konventionell abzuwickeln. Die KoSIT wird einen entsprechenden Hinweis an geeigneter Stelle der Spezifikation ergänzen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-09-19
Es hat eine Telefonkonferenz stattgefunden an der der VfSt und die Verfahrenshersteller aus dem Meldewesen (AKDB, DZBW und HSH) sowie die KoSIT teilgenommen haben. 
Anlass der Telefonkonferenz war die Befürchtung, dass die elektronische Übermittlung von Umwandlungen nach §17a PStG an die Meldebehörde dazu führen würde, dass die Daten zur Lebenspartnerschaft im Melderegister überschrieben werden, obwohl die Daten der umgewandelten Lebenspartnerschaft im Melderegister wahrscheinlich erhalten bleiben müssen. 
In der Telefonkonferenz wurde dargestellt, dass der VfSt ab dem 1.10.2017 Ehe zwischen Personen gleichen Geschlechts und auch Umwandlung nach § 17a PStG mittels der Mitteilung 032010 an die Meldebehörden versenden. Es wurde von allen an der Telefonkonferenz beteiligten Verfahrensherstellern im Meldewesen bestätigt, dass diese 032010 nicht in derart automatisiert verarbeitet werden, dass die im Melderegister gespeicherten Angaben zur umgewandelten Lebenspartnerschaft überschrieben werden. 
Es wurde folgendes weiteres Vorgehen vereinbart: 
1. Der VfSt wird aufschreiben, wie gleichgeschlechtliche Ehen und Umwandlungen nach §17a PStG ab dem 1.10.2017 von den Standesämtern an die Meldebehörden übermittelt werden. 
2. Die KoSIT wird dieses Papier an alle EWO-Verfahrenshersteller umverteilen. 
3. Da alle Verfahrenshersteller aus dem Meldewesen den dringenden Bedarf nach verbindlichen Vorgaben zur „Ehe für alle“ im Meldewesen geäußert haben, soll das Thema im Rahmen der nächsten EG XMeld aufbereitet und an das BMI adressiert werden. 
Ab dem 1.11.2018 sollte in der Mitteilung über eine Umwandlung nach § 17a PStG an die Meldebehörde neben den Angaben zur Umwandlung auch Angaben zur umgewandelten Lebenspartnerschaft enthalten sein. Begründung: Diese Angaben sind für Personen, die nach Begründung der Lebenspartnerschaft noch einmal gemeindeübergreifend umgezogen sind, im Melderegister nicht mehr verfügbar. Eine Übermittlung dieser Angaben im Zuge der Umwandlung würde die Qualität der Melderegister verbessern. 
Bearbeitet durch: BMI (Bockstette)	2017-09-21
Zum Thema „Keine elektronische Nachricht bei Umwandlung von Lebenspartnerschaft in Ehe an das Lebenspartnerschaftsregister“ bitte ich, das Thema erneut auf die TO der nächsten Sitzung der EG XPersonenstand zu nehmen.
Begründung:
Es ist zu erwarten, dass auch nach dem November 2018 (Produktivstellung der Version 1.7.3) noch in erheblichem Umfang Umwandlungen von Lebenspartnerschaft in Ehe stattfinden werden. Dies resultiert u.a. daraus, dass 
a)	viele Betroffene derzeit davon absehen, die Umwandlung zu betreiben, weil sie durch die Berichterstattung in den Medien oder durch Empfehlungen von Standesämtern dazu veranlasst werden, diese Maßnahme bis zur Anpassung der in den Personenstandseinträgen verwendeten unpassenden Leittexte (Ehemann/Ehefrau) hinauszuschieben,
b)	bisher unentschlossene Betroffene die Umwandlung anstreben werden, wenn bekannt wird, dass durch die Ehe verschiedene öffentliche Leistungen noch rückwirkend beantragt werden können, die Lebenspartnern bisher nicht zustanden,
c)	die  Betroffenen ihre Umwandlungstermine mit einem Datum versehen wollen, dass mit dem Begründungstag ihrer Lebenspartnerschaft korrespondiert. 
Im Übrigen halte ich es für erforderlich, die Umwandlungsdaten in der Folgebeurkundung im Lebenspartnerschaftsregister in dafür vorgesehenen Datenfeldern zu speichern; auch für diesen Zweck wäre eine strukturierte XPersonenstandsnachricht besser geeignet als eine konventionelle Mitteilung.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-10-10
In der Excel-Tabelle (Anlage 6) wurden von der KoSIT alle Mitteilungen aus XPS daraufhin überprüft, ob Angaben zu Ehegatten (Spalte G), Elternteilen (Spalte F) oder Hinterbliebenen (Spalte H) enthalten sind. Wenn eins davon der Fall war (siehe Spalte I) wurde geprüft ob Maßnahmen erforderlich sind oder bereits in EG17-06 beschlossen wurden (Spalte K). In den Spalten L und M ist festgehalten, ob die mögliche Maßnahme im Zusammenhang mit der Ehe für alle oder der Erweiterung der Register um Angaben zum Geschlecht der Eltern und des Hinterbliebenen steht.
In den Spalten O und P ist aufgeführt in welcher Rolle die übermittelte Person im Quell- und Zielregister vorkommen. Die Idee hinter diesen Spalten ist, dass die Benennung der Kindelemente und deren Dokumentation einheitlich aus Sender oder Empfängersicht erfolgen könnte. 
Die Ergebnisse aus den Bearbeitung vom [2017-09-13] und [2017-09-19] sind in der Excel-Tabelle eingeflossen. 


Kapitel 3 (StA2StA)
1. Anpassungen der Nachrichten 012021 (3.6.2.2), 012050 (3.6.4.1) und 016050 (3.9.2.3.2)
a. Die Elementnamen wurden geschlechtsneutral gefasst 
b. Die Inhalte der Codeliste „WahlEhename“ wurden angepasst.
Anmerkung: Nicht aufgenommen wurden Geschlechtsangaben für die übermittelten Elternteile, da die Geschlechtsangabe weder für die Identifikation des übermittelten Elternteils erforderlich ist, noch für die Beurteilung der Auswirkungen auf das Kind benötigt wird. 
2. Die veraltete Anmerkung in Kapitel 3.6.3 wurde entfernt. 
3. In den Nachrichten 012101 (11.6.1) , 012102 (11.6.2) und 012103 (11.6.3) wurden die Elementnamen geschlechtsneutral gefasst
a. Die Übersichtstabelle zu Berichtigungen aus dem Eheregister (s. 11.6) wurde entsprechend angepasst. 
4. In der Nachricht 017010 wurden die Elementnamen geschlechtsneutral gefasst. 
5. Die Nachricht 017020 wurde entfernt. Im Zuge dessen wurde außerdem
a. Das Prozessmodell 3.69 (Übermittlung von Anmeldedaten) entsprechend überarbeitet. 
b. Kapitel 3.10.2 über Übermittlung von Anmeldedaten zur Begründung einer Lebenspartnerschaft gelöscht. 
6. Für die Nachrichten 013010 (3.7.1), 013030 (3.7.2) und 013031 (ebenda) wurde klargestellt, dass sie nur noch in Folge einer Nachbeurkundung einer Lebenspartnerschaft im Ausland versendet werden können. 
Kapitel 4 (StA2StA1B)
1. Die Elementnamen in den folgenden Nachrichten wurden geschlechtsneutral gefasst: 
a. 022010 (4.6.1.1)
b. 022020 (4.6.2.1)
c. 022100 (11.6.4)
d. 025020 (4.9.2.1)
Kapitel 5 (StA2MB)
1. Die Elementnamen in den folgenden Nachrichten wurden geschlechtsneutral gefasst: 
a. 031010 (5.5.1.1)
b. 031011 (5.5.2.1)
c. 031012 (5.5.3.1)
d. 031020 (5.5.4.1) [Hier nur Person->Elternteil] 
e. 031021 (5.5.5.1 )[Hier nur Person->Elternteil] 
f. 032010 (5.6.1.1)
g. 032020 (5.6.2.1)
h. 032030 (5.6.3.1)
i. 032100 (11.6.5)
2. Um die Meldebehörde in die Lage zu versetzen, das neugeborene Kind zweifelsfrei bei der Mutter anzumelden, wurde in der Nachricht 031010 im Element „elternteil1“ klargestellt, dass in diesem Element das Elternteil übermittelt wird, das das Kind geboren hat. 
3. Für die Nachricht 031010 wurde in Kapitel 5.7.1 klargestellt, dass sie nur noch in Folge einer Nachbeurkundung einer Lebenspartnerschaft im Ausland versendet werden kann. 
4. Die Nachricht 032010 wurde auf Wunsch von Vertretern aus dem Meldewesen (vgl. [2017-09-19]) um Angaben zur umgewandelten Lebenspartnerschaft erweitert. Die Übermittlung soll die Meldebehörden in die Lage versetzen, ggfs. fehlende Nachweisdaten zur umgewandelten Lebenspartnerschaft im Melderegister nachzutragen.  
5. In der Nachricht 031010 wurden Klarstellungen zum Sorgerecht des Vaters auf die geschlechtsneutrale Elternteil-Übermittlung übertragen. Die Konsequenz scheint zu sein, dass das Sorgerecht im Fall von zwei „Müttern“ nicht mehr „abgeleitet“ werden kann. Es stellt sich aber grundsätzlich die Frage, ob die Meldebehörde die „Co-Mutter“ überhaupt übermittelt bekommen muss. 
6. Redaktionelle Überarbeitungen: 
a. In den Beschreibungen in Kapitel 5.2 „Ehefrau/Ehemann“ durch „Ehegatte1 / Ehegatte2“ ersetzt. 
b. In der Nachricht 031020 wurde auch in den Befüllungsregeln für die Elemente elternteil1 und elternteil2 klargestellt, dass eine Annahme von Kindern nunmehr auch für gleich geschlechtliche Elternteile vorgesehen ist. 

Kapitel 6 (StA2Stat)
1. In den Datentypen StA2Stat.Partner und Statistik.Partner wurden Angaben zum Geschlecht des Partners aufgenommen. Das Geschlecht des Ehegattens / Lebenspartners wird damit in den Nachrichten 052010, 052100, 053010 und 053100 übermittelt. 
2. Die Elemente geschlecht in den Nachrichten 053010 und 053100, die „das Geschlecht der Lebenspartnerschaft“ enthält, sind nicht länger erforderlich und wurden entfernt.
3. Die Elemente ehemann und ehefrau in den Nachrichten 052010 und 052100 wurden umbenannt.
4. Die Nachrichten 054010 und 054100 wurden um Angaben zum Geschlecht des Hinterbliebenen erweitert. Die Modellierung wurde so angepasst, dass die Angaben zum Geburtsdatum und Geschlechts eines Hinterbliebenen Pflichtelemente sind, sofern es einen Hinterbliebenen gibt. 
5. In die Nachricht 051010 und 051100 wurde die Tatsache aufgenommen, ob es sich um ein Kind zweier miteinander verheirateter Frauen handelt
6. Die Anzahl der Kinder unbestimmten Geschlechts wurde in die Datentypen Statistik.Mehrlingsgeburt (2.3.4) und StA2Stat.Mehrlingsgeburt (6.4.3)  aufgenommen. Durch die Anpassung von StA2Stat.Mehrlingsgeburt sind die Nachrichten 051010 und 051100 von der Änderung betroffen. Außerdem wurde die Anpassung in der Nachricht portal2StA.Geburt.081010 nachvollzogen. 

Kapitel 12 (Portal2StA)
1. Die Voranzeige von Lebenspartnerschaften ist nicht mehr erforderlich. Die Nachricht 083020 (Kapitel 12.7.1) wurde gelöscht und die Beschreibungen in den folgenden Kapiteln angepasst: 
a. Ausgangssituation und Zielsetzung (12.1) 
b. Übersicht über den Ablauf einer Voranmeldung (12.2.2)
c. Übersicht über die Nachrichten (12.3)

Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-10-11
Übergreifend: 
In den Spalten O und P der Excel-Tabelle in Anlage 6 ist aufgeführt in welcher Rolle die übermittelte Person im Quell- und Zielregister vorkommen. Soll die Benennung der Kindelemente und deren Dokumentation zukünftig einheitlich aus Sender oder Empfängersicht erfolgen? 

Zu klären StA2StA:
· Gesonderte Mitteilung über Umwandlung von E an L erforderlich (vgl. [2017-09-21])?
· Prozess Vaterschaftsfeststellung: Können nun auch Frauen in einer Ehe die Mutterschaft für ein Kind anerkennen? 
a) Falls ja, dann müsste ggf. hier nachgebessert werden
· Kap. 3.5.2 
· Kap. 3.5.3
· Kap. 5.5.2
· Kap. 5.5.3
· Kap. 5.5.8
· Kap. 8.1 
b) 5.3.1. Adressierungstabellen MB
· Erstreckung von Namensänderungen bei mehreren Müttern? (vgl. 3.6.6.1) 
· Der Hinweis auf eine Ehe im Geburtenregister der Ehegatten wird aufgrund der Mitteilung 012010 eingetragen. These: Die Rollenbezeichnung mit der das „Kind“ in der Ehe eingetragen wurde, muss nicht im Hinweis über die Ehe im Geburtsregister des Kindes eingetragen werden. Dieselbe Frage stellt sich dann für alle weiteren Eintragungen von Hinweisen aufgrund einer Mitteilung.

Zu klären StA2StA1B:
· Kapitel 4.9.1: Muss der dritte Strichpunkt angepasst werden, weil Ähnliches jetzt auch für eine Co-Mutter vorstellbar ist? 

Zu klären StA2MB: 
· Überarbeiten der Adressierungstabellen MB (Kapitel 5.3.1.)
· Für die Nachrichten 031011 und 031012 müssen die Prozessbeschreibungen im EG abgestimmt werden. 
· Aussagen zur „Mutter“ in Kapitel 5.5.1 weiterhin korrekt?
· Für „Mitteilung über die Annahme als Kind“ (031020 in Kapitel 5.5.4.1) sollte für den zweiten Strichpunkt geprüft werden, ob hier vom Grundsatz „Die Mutter wird im ersten ET gespeichert“ abgewichen werden muss. Sofern abgewichen werden soll, sollte der Grund in die Spezifikation aufgenommen werden.
· Aussagen zu „Vater“ und „Mutter“ in StA2MB.Person/geschlecht (Kapitel 5.4.1.1) für Altfälle ohne explizite Angabe des Geschlechts sinnvoll?

Zu klären StA2Stat: 
· Muss die Statistik in Deutschland nachbeurkundete LP übermittelt bekommen? Ist je hinterfragt worden, dass Nachbeurkundungen die Aussage verfälschen, wie viele Ehen/LP in Deutschland geschlossen werden?
· Die Berichtigung 053100 wird in der Praxis nicht oder nur sehr, sehr selten vorkommen. Es sollte geprüft werden, ob statt der Anpassungen nicht eine Streichung der Nachricht angezeigt wäre. 
· Wie steht die Statistik zur Neutralisierung der Eltern? 
a) Wären größere Anpassung in XPS

Zu klären StA2ZTR:
· Braucht das ZTR die Geschlechtsangabe des Hinterbliebenen? 
a) Steht nicht in der ZTRV § 6

Zu klären StA2AB:
· Müssen die Kapitel 8.1 und 8.2 angepasst werden? 

Zu klären Portal2StA:
· Welche der Nachrichten zur Voranzeige und zur Voranmeldung sollen noch angepasst werden? Es gab die Vereinbarung, dass die Modellierung in Rahmen von XPS 1.7.3 nicht mehr geändert werden sollte. 
a) Aus Sicht der KoSIT sollten die Anpassungen noch im Rahmen von XPS 1.7.3 erfolgen. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-10-19
Hintergrundinformationen:
Herr Bockstette berichtet, dass neben den geplanten Änderungen an der PStV auch Änderungen am PStG notwendig sind und beide Vorhaben parallel umgesetzt werden sollen. Damit ist in diesem Jahr nicht mehr mit einem belastbaren Stand der PStV zu rechnen, zumal Einflussnahme durch die neuen Regierungspartner wahrscheinlich ist. Frühestens im Frühsommer 2018 ist mit belastbaren Ständen zu rechnen.
Zum Stand weiterer Gesetzesvorhaben, z. B. zu familienrechtlichen Änderungen durch das BMJ, liegen ebenfalls keine gesicherten Erkenntnisse vor.
Grundsätzliche Beschlüsse zu Änderungen in XPersonenstand:
Für XPS sollen nur folgende Änderungen vor verbindlichen Gesetzesänderungen umgesetzt werden:
· Die Neutralisierung der geschlechtsspezifischen Rollenbezeichnung der Beteiligten in den Registern (Mutter, Vater, Ehemann, Ehefrau,…) ist unstrittig und soll umgesetzt werden. Die sich aus der Ehe für Alle ergebende Unschärfe der Geschlechterrollen von Ehegatten, Eltern und Hinterbliebenen soll auf dieser technischen Ebene generisch umgesetzt werden. Mögliche Abweichungen zwischen XPersonenstand 1.7.3 und den neuen Leittexten werden in Kauf genommen. Da die Elementbezeichnungen in XPersonenstand maximal für den Standesbeamten sichtbar sind und zusätzlich durch das Fachverfahren verborgen werden können, wird dies als vertretbar gegenüber dem Bürger erachtet.
· Aus der der Reihenfolge der neutralen Elemente sollen keine Rückschlüsse auf Geschlecht oder Rolle der Person gezogen werden. Falls dies im Einzelfall benötigt wird, so wird es explizit im Standard geregelt. Damit soll verhindert werden, dass unterschiedliche Anwender unterschiedliche Interpretationen verfolgen (z. B. Ehefrau im Register an erster Stelle, in Urkunde an zweiter Stelle).
· Das Geschlecht für Eltern, Ehegatten und Hinterbliebenen soll als optionales Feld in die Mitteilungen aufgenommen, wo es fachlich sinnvoll ist. Erfolgt keine Aufnahme des Geschlechts der Eltern und des Hinterbliebenen in das Geburts- bzw. Sterberegister, so kann die Übermittlung des Feldes unterbleiben.
· Redaktionelle Anpassungen an Dokumentationen, die sich durch die Ehe für Alle in jedem Fall ergeben, sollen vorgenommen werden.
Für die Datenübermittlung an die Statistik sollen lediglich die bereits von Vertretern der Statistik angefragten Änderungen in Vorgriff auf Änderungen am Bevölkerungsstatistikgesetz umgesetzt werden.
Für alle weiteren Änderungen sollen belastbare rechtliche Änderungen abgewartet werden.
Einschätzung zu Änderungen in XPersonenstandsregister:
Das EG ist der Auffassung, dass Änderungen an XPSR nur auf der Grundlage belastbarer Entwürfe der Neufassungen von PStG und PStV erfolgen können.
Um eine zügige Umsetzung zu erreichen kann für diesen Standard ggf. von der üblichen Umsetzungsfrist von 9 Monaten abgewichen werden.
Es muss geklärt werden, wie mit Daten in den Registern umgegangen werden soll, die vor der Änderungen von Leittexten in XPSR und den Registerverfahren beurkundet wurden.
a) Beschlüsse zu der vorgeschlagenen Umsetzung der KoSIT:
1. Die neutralen Elementnamen sollen in den Nachrichten des Moduls StA2StA sollen grundsätzlich aus Sicht des Senders bezeichnet werden.
2. Bei der Neufassung des Datentyps Code.WahlEhename sollte die Formulierung „Familienname Ehegatte1“ etc. lauten.
3. Die Identifikation eines Ehegatten im Eheregister oder eines Elternteils im Geburtenregister oder eines Lebenspartners im Lebenspartnerschaftsregister erfolgt über den Namen, das Geschlecht wird nicht benötigt. Ist eine Zuordnung über den Namen nicht möglich, so wird mit hoher Wahrscheinlichkeit auch das Geschlecht keine Unterscheidung ermöglichen.
4. In Anlage 6 sind weitere Änderungsbedarfe dokumentiert, die das EG bei seiner Befassung beschlossen hat.
5. Der Passus in Kapitel 4.9.1 entspricht §45 PStG und sollte nur bei entsprechender Gesetzesänderung angepasst werden.
6. Für die Nachrichten 031011 und 031012 müssen die Prozessbeschreibungen nicht angepasst werden. Die Rechtslage ist unverändert.
7. Das EG bestätigt die Auffassung, dass die Angabe des Geschlechts in den Nachrichten 071010 und 071020 nicht für die Identifikation des Elternteils benötigt wird.

b) Beschlossene weitere Änderungen für XPersonenstand:
1. Die Nachricht 017010 soll auch bei der Anmeldung einer Umwandlung nach §17a PStG verwendet werden. Dazu müssen die Nachweisdaten der bestehenden Lebenspartnerschaft aufgenommen werden.
2. Es soll eine eigene Nachricht (z. B. 012032 o. ä.) über die Umwandlung vom Eheregister an den LP-Eintrag modelliert werden. Die KoSIT erstellt in Abstimmung mit dem VfSt einen Entwurf zur Befassung in EG17-08.
3. Folgende Änderungen im Kapitel 12 sollten für XPersonenstand 1.7.3 umgesetzt werden :
a. 081010: Elementnamen geschlechtsneutral fassen
b. 081010: Geschlecht für die Elternteile aufnehmen
c. 082020: Geschlecht der Ehegatten auf Code.Geschlecht umstellen
d. 082030: Elementnamen geschlechtsneutral fassen
e. 083020: Streichen
f. 084010: Geschlecht des Hinterbliebenen aufnehmen
Die Aufnahme der Änderungen und ihre Umsetzung zum 1.11.2018 sind unkritisch.

c) Aufgaben und offene Punkte, ggf. Regelung außerhalb von XPersonenstand:
1. Es soll ein CR gestellt werden, indem der Grundsatz "Elementbezeichnungen aus Sendersicht" für die 016XXX-Nachrichten überprüft wird. Für viele Mitteilungen aus diesem Bereich muss außerdem geprüft werden, ob an die Mitteilung ein "Scan" der Erklärung angehängt werden können muss.
2. Die Formulierung der Aussagen zur „Mutter“ in Kapitel 5.5.1 Absatz 5 (Eintragung eines Neugeborenen bei der „Mutter“) sollten mit Vertretern des Meldewesens abgestimmt werden. Wer wird im Meldewesen als Mutter angesehen und wie verträgt sich die Definition mit der Definition nach § 1591 BGB, die im Personenstandswesen maßgeblich ist.
Dies betrifft insbesondere auch die Definition von „Elternteil1“ in der Nachricht 031010.
3. Es soll mit der Statistik geklärt werden, ob Nachrichten über die Nachbeurkundungen von Lebenspartnerschaften noch notwendig sind. Bis zur Klärung bleiben die Nachrichten 053010 und 053100 Teil von XPersonenstand.
4. Es soll mit dem ZTR geklärt werden, ob das Geschlecht des Hinterbliebenen nicht benötigt wird, da auch bisher nicht zwischen Ehegatten und Lebenspartner unterschieden wird.
5. Bis zum EG 17-08 prüft die KoSIT alle Nachrichten im Modul StA2StA darauf, ob die Elementnamen aus Sendersicht bezeichnet sind.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-11-07
Folgende Anpassungen wurden aufgrund der Ergebnisse aus EG17-07 (siehe [2017-10-19]) durchgeführt:
Zu a1): Der Grundsatz wurde in den in diesem CR durchgeführten Anpassungen berücksichtigt. 
Zu a2): Die Einträge in den Codelisten Code.Wahl.Ehename und Code.Wahl.LPName wurden angepasst. 
Zu a3): Der Grundsatz wurde in den in diesem CR durchgeführten Anpassungen berücksichtigt.
Zu a4)
1. In den Prozessbeschreibungen in Kapitel 3.6.1 und 3.6.2 wurde der Hinweis aufgenommen, dass die Mitteilungen auf im Falle einer Umwandlung nach § 17a PStG zu versenden sind. 
2. In der Nachricht 012021 (3.6.2.2) wurden die Kindelemente nameElternteil1 und nameElternteil2 in nameEhegatte1 und nameEhegatte2 umbenannt.
3. In den Nachrichten 012050 (3.6.4.1) und 016050 (3.9.2.3.2) wurden die nameElternteil1 und nameElternteil2 in nameEhegatte1 und nameEhegatte2 umbenannt.
4. Siehe b1)
5. Der Beschluss aus EG17-07 in 031010/elternteil1 regelhaft das Elternteil zu übermitteln, das das Kind geboren hat, widerspricht dem Beschluss, aus der Reihenfolge der neutralisierten Elemente keine Rückschlüsse auf die Rolle der Person zu ziehen. Dieser Aspekt muss erneut diskutiert werden. 
Zu a5) – a7): Keine Anpassung erforderlich
Zu b1): In der Prozessbeschreibung zur Übermittlung der Anmeldedaten wurde klargestellt, dass die Nachrichten auch für Umwandlungen nach § 17a PStG verwendet werden können (3.10.1). Die Nachricht 017010 wurde um Angaben zur bestehenden LP erweitert (3.10.1.1).
Zu b2): Der Vorschlag für die Prozessbeschreibung und die entsprechende Mitteilung wurden in Kapitel 3.6.4 aufgenommen. 
Zu b3):
a) 
i. In der Dokumentation von 081010/mutter und in dem Datentyp Anz2StA.Mutter wurde die Definition aus § 1591 BGB  für die Mutter übernommen. These: Die geschlechtsspezifische Bezeichnung ist erforderlich, weil ersichtlich sein muss, welches Elternteil das Kind geboren hat und aus der Reihenfolge der neutralisierten Elemente keine Rückschlüsse auf die Rolle der Person gezogen werden sollen. 
ii. Das Kindelement 081010/vater (12.5.1) und der entsprechende Datentyp (12.4.3) wurden geschlechtsneutral gefasst. 
b) Der Datentyp Anz2StA.Person (12.4.1) wurde um eine Angabe zum Geschlecht erweitert.
c) Das Geschlecht der Ehegatten wurde auf Code.Geschlecht.Code umgestellt (12.6.1). Der Zusatz, wonach „x - keine Angabe“ nicht zulässig ist, wurde entfernt.
d) Die Elementnamen in 082030 wurden geschlechtsneutral gefasst (12.6.2) 
e) Streichung der 083020 war bereits erfolgt. 
f) Das Geschlecht des Hinterbliebenen wurde aufgenommen (Kapitel 12.8.1)

Zu c1): Beim Sichten der Mitteilungen zu den Erklärungen zur Namensführung aus Kapitel 3.9 (Nachrichten aus dem 016XXX-Bereich) fiel auf, dass die Sendersicht in diesen Mitteilungen umgesetzt ist. Der Aspekt, dass diese Mitteilungen in vielen Fällen um einen Scan der eigentlichen Erklärung ergänzt werden sollte, ist bereits in dem CR 116/2016 (Verbesserungspotenziale XPersonenstand) berücksichtigt. Es wurde daher kein CR erstellt. 
Zu c2) – c4): Die Abstimmung mit den externen Datenempfängern erfolgt in einer gesonderten Bearbeitung [2017-11-08]
Zu c5)
1. Die Nachrichten 012010, 012020, 012090, 012091, 013010, 013090 und 013091 basieren auf dem Template StA2StA.Template.012090. Sie definieren allerdings jeweils das identische Kindelement eheeintragLebenspartnerschaftseintrag (identisch in Typ und Doku). Dieses Vorgehen erscheint sehr fragwürdig. 
a. Entweder sollte das Kindelement im Template und nicht in den Nachrichten definiert werden oder 
b. Es sollten zwei Templates definiert. Eins für das Ehe- und eins für LP-Register. Die Benennung und die Dokumentation der Kindelemente sollte dann jeweils spezifisch erfolgen oder 
c. Es wird kein Template verwendet.
2. Die Nachrichten 012030, 012031, 013030 und 013031 basieren auf dem Template StA2StA.Template.012030. Das Kindelement neuerEintrag ist aus Empfängersicht benannt und müsste umbenannt werden. Es ist aber vorher zu klären, ob analog zu 1. zwei Templates verwendet werden sollen, um möglichst spezifische Elementbezeichnung und Dokumentationen zu ermöglichen. 
3. Folgende Umbenennung wurden durchgeführt
a. In den Nachrichten 013050 und 016070 wurden die nameElternteil1 und nameElternteil2 in nameEhegatte1 und nameEhegatte2 umbenannt

Offene Punkte aus der Bearbeitung [2017-11-07] für die Behandlung auf EG17-08:
1. Zu a4 Ziffer 5: Der Beschluss aus EG17-07 in 031010/elternteil1 regelhaft das Elternteil zu übermitteln, das das Kind geboren hat, widerspricht dem Beschluss, aus der Reihenfolge der neutralisierten Elemente keine Rückschlüsse auf die Rolle der Person zu ziehen. Dieser Aspekt muss erneut diskutiert werden. [Nachtrag: Wurde in [2017-11-08] weiter bearbeitet.]
2. Zu b2: Die Prozessbeschreibung und die entsprechende Mitteilung in Kapitel 3.6.4 müssen gemeinsam geprüft werden. 
3. Zu b3 Ziffer a.i: In der Dokumentation von 081010/mutter und in dem Datentyp Anz2StA.Mutter wurde die Definition aus § 1591 BGB  für die Mutter übernommen. Die folgende These muss geprüft werden: Die geschlechtsspezifische Bezeichnung ist erforderlich, weil ersichtlich sein muss, welches Elternteil das Kind geboren hat und aus der Reihenfolge der neutralisierten Elemente keine Rückschlüsse auf die Rolle der Person gezogen werden sollen. [Nachtrag: Wurde in [2017-11-08] weiter bearbeitet.]
4. Zu c1: Beim Sichten der Mitteilungen zu den Erklärungen zur Namensführung aus Kapitel 3.9 (Nachrichten aus dem 016XXX-Bereich) fiel auf, dass die Sendersicht in diesen Mitteilungen umgesetzt ist. Der Aspekt, dass diese Mitteilungen in vielen Fällen um einen Scan der eigentlichen Erklärung ergänzt werden sollte, ist bereits in dem CR 116/2016 (Verbesserungspotenziale XPersonenstand) berücksichtigt. Es wurde daher kein CR erstellt.
5. Zu c5: Es muss eine Entscheidung zum zukünftigen Zuschnitt der Templates StA2StA.Template.012090 und StA2StA.Template.012030 getroffen werden. 

Die Abstimmung mit den externen Datenempfänger steht noch aus. Zu klären sind noch folgende Punkte aus der Bearbeitung [2017-10-19]: 
· A4: Beim StA1B absichern, dass zukünftig das Geschlecht der Ehegatten erforderlich ist. 
· C2: Mit dem Meldewesen klären 
· A4 Ziffer 5 (031010/elternteil1 == Gebärende Person) 
· Aussagen zur „Mutter“ und der Anmeldung von Neugeborenen aus Kapitel 5.5.1 5. Absatz abstimmen 
· C3: Bei der Statistik absichern, ob Nachbeurkunden von Lebenspartnerschaften und deren Berichtigung noch notwendig sind. 
· C4: Beim ZTR absichern, dass das Geschlecht des Hinterbliebenen auch weiterhin nicht benötigt wird.  
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-11-08
Im Zuge einer KoSIT-internen QS wurden noch folgende Anpassungen durchgeführt: 
· In den Nachrichten 082020 und 084010 wird nun – wie überall in XPersonenstand üblich – der Typ Code.Geschlecht statt wie bisher Code.Geschlecht.Code verwendet. Damit ist es auch in diesen Mitteilungen möglich, statt eines definierten Schlüsselwertes einen Freitext zu übermitteln. 
· StA2MB.Person/geschlecht: „Sofern sich das Geschlecht nicht aus den Angaben des Registers ergibt, wird das Geschlecht aus den Rollen als Vater oder Mutter abgeleitet.“ muss noch korrigiert werden. 
· In den Übersichtstabellen zur Adressierung in Kapitel 5.3.1 wurde die Nachricht 033010 wiederaufgenommen 
Im Zuge einer KoSIT-internen QS wurden noch folgende Probleme festgestellt: 
1. Die Festlegungen zur Befüllung der Kindelemente elternteil1 und elternteil2 (jeweils in der Nachrichtenbeschreibung) in den Mitteilungen 031020 und 031021 widersprechen dem Grundsatzbeschluss aus EG17-07 wonach aus der Reihenfolge der geschlechtsneutralen Elemente keine Rückschlüsse auf die Rolle oder das Geschlecht einer Person gezogen werden sollten. Außerdem sind die Reglungen aus den Strichpunkten 1 und 2 widersprüchlich. 
· Sofern Vertreter des Meldewesens keine Gründe anführen können, die für die Beibehaltung der Regelungen sprechen, sollen die Strichpunkte 1 und 2 aus den Regelungen gestrichen werden. 
2. Die Zeilenbezeichnungen in der Tabelle „Mitteilungen aus dem Geburtenregister“ (Kapitel 5.3.1) müssen noch geschlechtsneutral gefasst werden. Hier muss noch auf die Ergebnisse der Umlaufabstimmung mit dem Meldewesen hinsichtlich der Gestaltung der 031010 gewartet werden. 
Zu a4 Ziffer 5 und Zu b3 Ziffer a.i aus der Bearbeitung vom [2017-11-07]: 
Mutter eines Kindes ist die Frau, die es geboren hat (§ 1591 BGB). Und Vater eines Kindes ist der Mann, der eine der weiteren Anforderungen nach § 1592 BGB erfüllt. Damit ist es nach aktueller Rechtslage ausgeschlossen, dass bei einer gleichgeschlechtlichen Ehe zwischen zwei Frauen beide Frauen als Mutter in die Erstbeurkundung der Geburt eingetragen werden. Die Frau, die das Kind nicht geboren hat, steht also zunächst in keiner rechtlichen Beziehung zum neu geborenen Kind und muss diese erst mittels einer Adoption herstellen. Für XPersonenstand bedeutet dies: 
1. Dass die Meldebehörde in der Mitteilung 031010 die Mutter anhand der Angabe zum Geschlecht erkennen kann und damit auch entscheiden kann, bei welcher Person das neugeborene Kind einzutragen ist. Der Fall, dass zwei weibliche Elternteile in der 031010 mitgeteilt werden, ist nach heutiger Rechtslage nicht zulässig.
a. Sofern das zweite weibliche Elternteil als gesetzlicher Vertreter beim Neugeborenen eingetragen werden soll oder das Neugeborene als Kind beim zweiten weiblichen Elternteil eingetragen werden soll sind neben der Geburtsmitteilung 031010 weitere Aktivitäten erforderlich. 
2. Dass auch in der Vorzeige einer Geburt (081010) der Fall, dass zwei weibliche Elternteile mitgeteilt werden müssen nicht vorkommen kann. Insofern stimmt die These unter b3 Ziffer a.i in der Bearbeitung vom [2017-11-08] nicht. Da jedoch einige Angaben zur Mutter in der Voranzeige durch statistische Anforderungen begründet sind erscheint die Bezeichnung mutter für das Kindelement weiterhin angebracht. Alternativ könnte jedoch auch die Bezeichnung gebaerendesElternteil (o. Ä.) in Frage kommen. 

Zu den Festlegungen zur Befüllung der Kindelemente in den Mitteilungen 031020 und 031021 und den Aussagen zur Mitteilung 031010 wurden Vertretern des Meldewesens Thesen im Umlaufabstimmung zur Abstimmung vorgelegt. 
Bearbeitet durch: VfSt (Horn)	2017-11-09
Die Modellierung der Nachricht 012035 ist aus unserer Sicht in Ordnung.

Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-11-14
Die offenen Punkte aus der Bearbeitung vom 2017-11-07 wurden wie folgt bearbeitet:
Zu 1.: Neutralisierung von elternteil1 in der Nachricht 031010
Die These, dass es nach aktueller Rechtslage ausgeschlossen ist, dass bei einer gleichgeschlechtlichen Ehe beide Ehegatten als Elternteile in die Erstbeurkundung der Geburt eingetragen werden (siehe Bearbeitung vom 2017-11-08) ist nicht richtig. Dies kann u. a. nach ausländischem Recht vorkommen. Auch muss nach ausländischem Recht kein angegebener Elternteil zwangsläufig das Kind geboren haben.
Das EG beschließt:
1. Dass in der Nachricht 031010 in der Dokumentation festgehalten wird, dass in der Regel in „elternteil1“ die Person übermittelt wird, die das Kind geboren hat. Für die wenigen Fälle, in denen es sich in elternteil1 um eine andere als die gebärende Person handelt, wird die Unschärfe und die sich ergebende konventionelle Klärung in Kauf genommen.
1. Dass in der Dokumentation der Nachrichten 031020 (Kapitel 5.5.4.1) und 031021 (Kapitel 5.5.5.1) auf die Festlegungen zur Reihenfolge der Elternteile verzichtet werden kann.
Diese Beschlüsse sind mit dem Meldewesen abzustimmen.


Zu 2.: Dokumentation der Nachricht 012035 (Kapitel 3.6.4)
Die Überschrift soll in „Mitteilung aus Anlass der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe zum Eintrag der Lebenspartnerschaft“ geändert werden.
Im ersten Satz der Prozessbeschreibung soll „…ein Eintrag…“ durch „…eine Folgebeurkundung…“ ersetzt werden.
Die Modellierung der Nachricht wird bestätigt.
Zu 3.: Element „mutter“ in der Nachricht 081010
In der Nachricht 081010 soll weiter das Datenelement als „mutter“ bezeichnet werden.
In der Regel kann der Anzeigende (z. B. das Krankenhaus) die Mutter (die Frau, die das Kind geboren hat) eindeutig identifizieren. Damit entspricht die Bezeichnung des Elements als „mutter“ auch der Darstellung aus Sendersicht.
Zu 4.: Elementnamen aus Sendersicht in den Nachrichten 016xxx
Der Aspekt, dass diese Mitteilungen in vielen Fällen um einen Scan der eigentlichen Erklärung ergänzt werden sollte, ist bereits in dem CR 116/2016 (Verbesserungspotenziale XPersonenstand) berücksichtigt. Es wurde daher kein CR erstellt.
Dieses Vorgehen wird durch das EG unterstützt.
Zu 5.: Zuschnitt der Templates 012090 und 012030:
Im Template 012030 soll das Element „neuerEintrag“ in „eheOderLPEintrag“ umbenannt werden. 
Die weiteren Probleme bei der Umsetzung der Template-Methodik sollen im Rahmen eines neuen CRs grundsätzlich geprüft werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-11-27
Die Ergebnisse aus EG17-08 (vgl. [20117-11-14]) wurden wie folgt umgesetzt:
Zu 1) Im Kindelement „elternteil1“ wurde klargestellt, dass in der Regel Angaben zur Mutter gemäß § 1591 BGB übermittelt werden
Zu 2) Die Anpassung von Überschrift und Prozessbeschreibung wurde wie vom EG beschlossen umgesetzt. 
Zu Ziffer 3 und 4) Keine Anpassungen erforderlich. 
Zu Ziffer 5) Das Kindelement in der Nachricht 012030 wurde wie beschlossen umbenannt, sodass nun die Kindelemente in der Datenübermittlung zwischen Standesämtern durchgehend aus Sendersicht bezeichnet werden. Die Überprüfung des Zuschnitts der Templates soll im Rahmen des CRs 45/2017 erfolgen. 
Außerdem wurde die Zeilenbezeichnung in der Tabelle zur Adressierung von mehr als einer Meldebehörde aus dem Geburtsregister an die neuen Elementbezeichnungen angepasst (vgl. Kapitel 5.3.1). 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-27
Die Umlaufbefassung des Meldewesen vom 08.11.2017 ergab folgendes:
Die Vertreter des Meldewesens stimmen der These 1: "Die Ausführungen zur Befüllung der Kindelemente elternteil1 und elternteil2 in den Nachrichtenbeschreibungen zu 031020 und 031021 werden gestrichen." mehrheitlich zu.
Wie in [2017-11-14] festgehalten, ist These 2 „Regelungen und weitere Merkmale zur Verarbeitung von Geburtsmitteilungen (031010) von Kindern zweier miteinander verheirateter Frauen sind nicht erforderlich“ nicht richtig. 
Das Meldewesen wurde über die vom EG festgelegte Vorgehensweise (es wird in der Regel in „elternteil1“ die Person übermittelt, die das Kind geboren hat. Für die wenigen Fälle, in denen es sich in elternteil1 um eine andere als die gebärende Person handelt, wird die Unschärfe und die sich ergebende konventionelle Klärung in Kauf genommen.) informiert und gebeten, bei schwerwiegenden Bedenken bis zum 04.12.2017 Rückmeldung zu geben.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-12-04
In Abstimmung mit den Vertretern des Meldewesen wurden die Abschnitte 5.5.1 und 5.5.1.1 redaktionell überarbeitet, um den melderechtlichen Vorgaben in Bezug auf die Übermittlung von Geburtsmitteilungen an die Meldebehörden besser zu entsprechen. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-12-06
Mit Herrn Gottschlich wurde fernmündlich sichergestellt, dass das Geschlecht des Hinterbliebenen in den Mitteilungen an das ZTR weiterhin nicht erforderlich ist. 
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
1.	Die Anpassung von XPersonenstand, nach der geschlechtsspezifische Rollenbezeichnungen entfernt und durch generische, technische Bezeichner ersetzt wurden, wird befürwortet. Die geschlechtsneutrale Fassung der Bezeichnungen ist nicht als Vorfestlegung für Bezeichnungen im Register und in Urkunden zu verstehen.
2.	Die Eheschließung von Personen gleichen Geschlechtes kann genauso wie eine Ehe von Personen unterschiedlichen Geschlechtes übermittelt werden.
3.	Für die Übermittlung einer Umwandlung einer LP in eine Ehe muss eine neue Nachricht genutzt werden bzw. müssen die bestehenden Nachrichten erweitert werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-12-12
Vertreter des Standesamts I in Berlin und der Statistik wurden wegen letzter Details per Mail um Stellungnahme bis zum 22.12. gebeten. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2018-01-02
Antwort der Statistik: „Nach Rücksprache mit Frau Sommer, sind die Nachrichten 053010 und 053100 ab dem Berichtsjahr 2018 nicht mehr erforderlich, da die Begründungen von Lebenspartnerschaften nur noch für das Berichtsjahr 2017 statistisch ausgewertet werden.“
 Die Prozesse und Nachrichten 053010 und 053100 können also auch der Spezifikation entfernt werden. 
Antwort des Standesamts I in Berlin: „Nach Prüfung durch die zuständigen Mitarbeiter teile ich Ihnen mit, dass Berlin sich nicht für eine Übermittlung des Geschlechts des Ehegatten in der Nachricht 022010 ausspricht.“
 Es sind keine Anpassungen an der Nachricht erforderlich. 
Bearbeitet durch: AG Test (Koch)	2018-01-04
Eine (soweit leistbare) Überprüfung der gemäß Änderungshistorie für den vorliegenden CR an der Spezifikation vorgenommenen Bearbeitungen ergab: 
1. In den Abschnitten [2.5.1.13 Code.Wahl.Ehename.Code] und [2.5.1.14 Code.Wahl.LPName.Code] ist jeweils die „Codelisten-Version“ noch immer mit „1“ angegeben statt mit „2“, wie unter [G.2: 2.: „CR 33/2017“] beschrieben.
2. In Nachricht 051010 gibt es gemäß [G.2: 6.: „CR 33/2017“, Punkt 2] jetzt die Angabe, „ob es sich bei den Eltern um verheiratete Frauen handelt.“ Hier sollte im Sinne der Eindeutigkeit „miteinander verheiratete Frauen“ (in Abgrenzung zum Fall zweier Frauen, die mit anderen Personen und eben nicht miteinander verheiratet sind) stehen, wie es die Änderungshistorie ja auch nahelegt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-12-12
· Die Mitteilungen 053010 und 053100 wurden gelöscht und die entsprechenden Prozessbeschreibungen angepasst. 
· Die Versionssnummer für Code.Wahl.Ehename.Code und Code.Wahl.LPName.Code  wurde von 1 auf 2 geändert. Im Zuge dessen wurde auch das Wirksamkeitsdatum auf den 1.11.2018 geändert. 
· Die Klarstellung in der Nachricht 051010, dass es sich um miteinander verheiratete Frauen handelt, wurde aufgenommen.
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